
Anlage 2 – neue Satzung 
 

Elternbeitragssatzung für Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
in der Stadt Eschweiler 

 
Präambel 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 208) i.V.m. §§ 23, 24, 90 Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes 
Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe, neugefasst durch Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 
2022), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 8 G v. 21.1.2015 I 10  
sowie der §§ 4, 17 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz –KiBiz) vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 17. Juni 2014 (GV. NRW. S. 336), in Kraft getreten am 1. August 2014. 
beschließt der der Rat der Stadt Eschweiler nachfolgende Satzung: 
 
 
 
1. Allgemeiner Teil 
 
§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 
 
(1) Die Satzung gilt für die Inanspruchnahme und Ausgestaltung von Betreuungsangeboten in der 

Kindertagespflege im Sinne der §§ 23 und 24 SGB VIII. Für Kindertagespflege im Rahmen erzie-
herischer Hilfen nach § 27 ff SGB VIII sowie für ausschließlich privat finanzierte Kindertagespfle-
ge gilt diese Satzung nicht. 

 
(2) Die Satzung regelt die Kostenbeteiligung der Eltern für die Inanspruchnahme von Angeboten in 

Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege. Weitere Regelungen zur Tagespflege 
werden in den Richtlinien für die Kindertagespflege getroffen. 

 
§ 2 Örtlicher Geltungsbereich 
 
(1) Die Satzung gilt für Kinder, die einen Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in der Kinderta-

gespflege im Bereich des Jugendamtes Eschweiler als örtlicher Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe in Anspruch nehmen. 

 
 
§ 3 Begriffsbestimmung 
 
Kindertageseinrichtung im Sinne der Satzung ist eine Einrichtung, die die Voraussetzungen des § 18 
KiBiz in Verbindung mit § 45 SGB VIII erfüllt. 
 
Gliederungspunkt - 2. Förderung in Kindertagespflege - (§§ 4 – 16) entfällt (siehe Richtlinien für 
die Kindertagespflege) 
 
3. Elternbeiträge und Beitragsbefreiungen 
 
§ 17 Beitragspflichtige 
 
(1) Die Stadt Eschweiler erhebt von den Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Kosten der Kindertagesbetreuung (Kindertages-
einrichtungen, Kindertagespflege) im Sinne des Kinderbildungsgesetzes in ihrem Zuständigkeits-
bereich als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Die Eltern haften als Gesamtschuldner. 

(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
(3) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 
(4) Der Träger der Einrichtung (Kindertagesstätte) bzw. die Tagespflegeperson kann von den Eltern 

ein Entgelt für das Mittagessen verlangen, dass die Aufwendungen für die Lebensmittel und die 
Zubereitung des Essens abdeckt. 

 
 



§ 18 Beitragszeitraum 
 
(1) Grundlage für die Beitragserhebung ist der zwischen den Eltern und dem Träger der Kinderta-

geseinrichtung geschlossene Betreuungsvertrag. Bei der Inanspruchnahme eines Angebotes in 
der Kindertagespflege entspricht der Beitragszeitraum dem Zeitraum der Auszahlung der laufen-
den Geldleistung an die Tagespflegeperson. 

(2) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Kindertageseinrichtung (z.B. während der 
Ferien) sowie durch vorübergehende Unterbrechungen oder Einschränkungen der Betreuung, die 
vom Träger der Einrichtung nicht zu vertreten sind (z.B. Betriebsstörungen, Heizungsausfall, Na-
turereignisse, Streik pp.) bzw. Urlaubs- und Ausfallzeiten der Tagespflegeperson nicht berührt. 

(3) Der Elternbeitrag ist für volle Kalendermonate zu entrichten. Dies gilt auch dann, wenn die Be-
treuung im Verlaufe eines Monats beginnt oder endet. 

 
§ 19 Beitragsbefreiungen 
 
(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 17 Abs. 2 dieser Sat-

zung an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder eine Tages-
pflegeperson in Eschweiler, so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 

(2) Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Absatz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der 
höchste Beitrag zu zahlen. 

(3) Besuchen ein oder mehrere Geschwisterkinder eine Betreuungseinrichtung im Rahmen der Offe-
nen Ganztagsgrundschule in Eschweiler, wird für jedes Kind Beitragsfreiheit im Sinne des Abs. 1 
gewährt, das eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflegeperson in Eschweiler besucht. 

(4) Von Beziehern von Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, SGB 
XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz wird kein Beitrag erhoben. Sollte der Leistungsbezie-
her während des Kalenderjahres Arbeit aufnehmen, so werden die gezahlten Leistungen zum 
Jahreseinkommen hinzugerechnet. Die Beitragspflicht beginnt ab dem Wegfall des Leistungsbe-
zuges. 

(5) Für den Besuch einer Kindertageseinrichtung bei ergänzender Inanspruchnahme eines Angebo-
tes in der Kindertagespflege in Eschweiler (kombinierte Betreuung) wird insgesamt ein Beitrag 
auf der Grundlage von 45 Stunden erhoben. Bei Inanspruchnahme eines Betreuungsangebotes 
in einer Offenen Ganztagsgrundschule sowie ergänzender Betreuung im Rahmen von Kinderta-
gespflege wird zusätzlich zum Beitrag für die Offene Ganztagsgrundschule ein Elternbeitrag auf 
der Grundlage des benötigten Stundenumfangs (analog Kindertagesstätte) erhoben. 

(6) Die Betreuung von Pflegekindern nach § 33 SGB VIII in Kindertagespflege ist prinzipiell nicht 
möglich. In begründeten Ausnahmefällen ist eine vorherige Abstimmung mit dem Pflegekinder-
dienst erforderlich. Das gleiche gilt für den Besuch einer Kindertageseinrichtung von Pflegekin-
dern nach § 33 SGB VIII ab dem vollendeten ersten Lebensjahr bis zum dritten Lebensjahr. Pfle-
geeltern, deren Pflegekind Anspruch auf einen Betreuungsplatz hat, sind von einer Beitragszah-
lung befreit. 

(7) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch 
Kinder, die am 1. August des Folgejahres schulpflichtig werden, ist in dem Kindergartenjahr das 
der Einschulung vorausgeht, beitragsfrei. Für Kinder, die vorzeitig in die Schule aufgenommen 
werden, ist die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertages-
pflege analog zur Regelung in Satz 1 für maximal zwölf Monate beitragsfrei. In diesem Fall erfolgt 
die Befreiung jeweils rückwirkend ab dem 01.08. nach Vorlage der schriftlichen Abmeldung durch 
den Kindergarten beim Jugendamt. Bereits gezahlte Beiträge werden erstattet. 

(8) Sofern nach Gewährung einer Beitragsfreiheit Angebote in Kindertageseinrichtungen oder Kin-
dertagespflege weiterhin in Anspruch genommen werden, ist Abs. 7 nicht anzuwenden. Eltern, 
deren Kinder ein weiteres Jahr in der Einrichtung verbleiben, sind in dem verbleibenden Jahr bei-
tragspflichtig, sofern das beitragsfreie Jahr bereits berücksichtigt wurde. 

 
§ 20 Beleg- und Auskunftspflicht 
 
(1) Bei der Aufnahme in einer Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege und danach auf Ver-

langen haben die Eltern dem Jugendamt schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche Ein-
kommensgruppe gemäß der Anlage zu § 17 Abs. 3 dieser Satzung zu Grunde zu legen ist. 

(2) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste El-
ternbeitrag zu leisten. 

(3) Jede Änderung der wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse haben die Eltern dem Ju-
gendamt umgehend schriftlich mitzuteilen. 



(4) Die Tagespflegeperson ist verpflichtet, dem Jugendamt Auskunft über alle Betreuungsverhältnis-
se (auch privat oder von anderen Jugendämtern finanzierte) zu erteilen. Die Tagespflegeperson 
hat dem Jugendamt Zugang zu allen Räumlichkeiten zu gewähren, in denen die Betreuung im 
Rahmen der Kindertagespflege stattfindet. 

 
§ 21 Einkommen 
 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne 

des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes sowie ausländische Einkünfte. Ein Aus-
gleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leis-
tungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzu-
zurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) bleibt nach 
Maßgabe des § 10 BEEG nur in Höhe des Grundbetrages unberücksichtigt. Mutterschaftsgeld 
bleibt analog zum Elterngeld ebenfalls unberücksichtigt. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus ei-
nem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm auf 
Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren 
Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, 
dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte 
aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurech-
nen. 

(2) Für das dritte und jedes weitere Kind sind ganze Freibeträge von dem nach Absatz 1 ermittelten 
Einkommen abzuziehen. Die Freibeträge orientieren sich an den in § 32 Abs. 6 EStG hinterlegten 
Beträgen. Die Eltern werden dem in § 32 Abs. 6 Satz 2 EStG erfassten Personenkreis gleichge-
stellt. Berücksichtigungsfähig sind Kinder, für die nach Steuerrecht dem Grunde nach Kinderfrei-
beträge geltend gemacht werden können. Die Beitragspflichtigen haben die Berücksichtigungsfä-
higkeit ihrer Kinder in geeigneter Form glaubhaft zu machen. Lebt das Kind nur mit einem Eltern-
teil zusammen, ist der Freibetrag analog der Verfahrensweise bei beiden Elternteilen zu berück-
sichtigen. 

(3) Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalender-jahres (Jahresgesamtbrutto), für das der 
Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Es gilt das Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkom-
men im Sinne des Satzes 1 nicht feststeht, ist der Elternbeitrag vorläufig festzusetzen. Hierbei ist 
hilfsweise auf das Jahreseinkommen des vorangegangenen Kalenderjahres oder auf das zu er-
wartende Jahreseinkommen abzustellen. 

(4) Änderungen der Einkommensverhältnisse sind unverzüglich anzugeben. 
 
 
§ 22 Fälligkeit 
 
(1) Der Elternbeitrag ist jeweils bis zum 01. des Monats im Voraus zu entrichten. 
(2) Die Fälligkeit für Beitragsnachforderungen beträgt 30 Tage nach Bescheiderteilung. 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Fälligkeit je nach Lage des Einzelfalls bis zu einem Zeitraum 

von drei Monaten verlängert werden. 
 
4. Inkrafttreten 
 
§ 23 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2015 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Eschweiler über die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kin-
dertagespflege und der Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten 
in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege - Kinderfördersatzung - (Kfs)vom 01.08.2013 au-
ßer Kraft.  
 
 

 

 



 

 

 
Anlage 
 
zur Elternbeitragssatzung für Kinder in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
 in der Stadt Eschweiler 
 
Monatlicher Elternbeitrag: 
 

Stundenbudget in der Woche 

 
Std. Std. Std. 

Jahreseinkommen  25 35 45 

bis 18.000 € - - - 

bis 25.000 €                 25 €                  28 €                  48 €  

bis 37.000 €                 42 €                  47 €                  80 €  

bis 49.000 €                 70 €                  78 €                131 €  

bis 62.000 €               109 €                122 €                201 €  

bis 73.000 €               144 €                162 €                265 €  

über 73.000 €               189 €                210 €                343 €  

 


